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Interpellation Beat Künzli (SVP, Laupersdorf): Kinder- und Jugendtage 2022 - was ist 

das wirkliche Ziel? (21.12.2022)  

 

Vom 17. bis 20. November 2022 fanden im Kanton Solothurn die Kinder- und Jugendtage 

statt. Mit dem Titel der Veranstaltung «Recht auf Schutz» gab das Amt für Gesellschaft und 

Soziales (AGS) unter der Führung von SP Regierungsrätin Susanne Schaffner vor, mit den ent-

sprechenden Anlässen etwas für die Sicherheit der Jugendlichen zu tun. Tatsächlich aber ging 

es im Hauptthema dieser Veranstaltungen vorwiegend um Geschlechtsidentitäten aus dem 

Transgenderspektrum. Das Thema trans- und non-binäre Menschen sowie sexuelle Vielfalt 

war omnipräsent. Hier einige Beispiele von Veranstaltungsthemen aus dem offiziellen Einla-

dungsflyer: 

- Kunterbunte Vielfalt 

- Movie-Night (Film zu LGBTQ+) 

- Infoabend geschlechtliche Vielfalt 

- Regenbogentage 

- Ich bin ich (queere Jugendliche) etc. 

Die Anlässe zu diesen Themen waren zum Teil vorgesehen für Kinder ab 8 Jahren! Allein die-

se Tatsache grenzt möglicherweise an strafrechtlich relevante Tatbestände. Jugendliche sind 

bis zum 16. Geburtstag im Schutzalter. Mit dem Schutzalter soll die sexuelle Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen geschützt werden. Man geht davon aus, dass Jugendliche leicht zu 

beeinflussen sind. Deshalb ist eine «kantonale Propaganda» bei dieser Klientel völlig fehl am 

Platz. Frau Regierungsrätin Susanne Schaffner schreibt in ihrem Editorial in der Broschüre 

selber, wie verletzlich Kinder in dieser Phase der Entwicklung sind. Zitat Susanne Schaffner: 

«Hinzu kommt, dass Jugendliche mit der Pubertät ohnehin bereits eine grosse, mit Unsicher-

heiten verbundene Entwicklungsaufgabe zu bewältigen haben.»  

Genau deshalb sind wir der Meinung, dass das AGS jede Sensibilität zum Thema vermissen 

lässt und den Eltern die ihnen zustehende Aufgabe ungefragt abzunehmen versucht. Kanto-

nale Propaganda bei Kindern zu Themen wie «sexuelle Vielfalt» und «Transgender» birgt 

grosse Risiken. Zum Glück haben es viele Eltern durchschaut und ihre Kinder nicht hingehen 

lassen, so dass offenbar Veranstaltungen abgesagt werden mussten.  

 

Wir bitten den Regierungsrat, zu vorliegendem Sachverhalt nachfolgende Fragen zu beant-

worten.  

1. In welchen Bereichen sieht das AGS Handlungsbedarf, wo unsere Kinder und Jugendlichen 

nicht geschützt sind oder ihr «Recht auf Schutz» nicht wahrnehmen können? Wo erfüllt 

der Kanton Solothurn die UN-Kinderrechtskonvention nicht? 

2. Wer ist namentlich im Organisationskomitee der Kinder- und Jugendtage dabei? Und wer 

hat die Federführung im OK? 

3. Inwieweit sind bei diesen Veranstaltungen oder im OK Schwulen-, Lesben-, Trans- oder 

Queerorganisationen involviert? 

4. Nach welchen Kriterien werden die «Akteure» ausgesucht, welche sich an den verschiede-

nen dezentralen Programmpunkten und Anlässen als Referenten zur Verfügung stellen? 

5. Wer vertrat die Gegenpositionen in diesen Veranstaltungen? Und wer wies auf die Risiken 

hin, die bei Geschlechtsumwandlungen, Hormonbehandlungen und weiteren unnatürli-

chen Eingriffen entstehen können? 



 

 

6. Was haben alle diese Veranstaltungen im Zusammenhang mit den Kinder- und Jugendta-

gen inkl. Impulsveranstaltung und Werbung den Kanton Solothurn gekostet? Kann zu-

sätzlich der personelle Aufwand angegeben werden? 

7. Weshalb wird in der Medienmitteilung von äusserst erfolgreichen Jugendtagen, welche 

auf grosses Interesse gestossen seien, geschrieben, obwohl mindestens eine Veranstaltung 

in Solothurn aus Mangel an Interessierten abgesagt werden musste?  

8. Wie viele Kinder und Jugendliche nahmen insgesamt an den lokalen Veranstaltungen teil? 

Wie viele im Vergleich mit den Vorjahren? 

9. Sieht man im AGS keine Bedenken für die Entwicklung der Kinder, wenn man sie auf der 

Suche nach der eigenen Identität mit solchen kantonalen Sexualumerziehungsprogram-

men zusätzlich verunsichert? 

10. Ist es aus Sicht des Amtes für Soziales nicht in der Verantwortung der Eltern, ihre Kinder 

im jugendlichen Alter entsprechend aufzuklären und mit ihnen im geschützten Rahmen 

über diese Thematiken zu sprechen? 

 

Begründung 21.12.2022: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Beat Künzli, 2. Markus Dick, 3. Andrea Meppiel, Matthias Borner, Roberto 

Conti, Adrian Läng, Silvia Stöckli, Rémy Wyssmann (8) 


